
Absender

Name:

Straße: 
Plz, Ort: 
Stadtwerke Villingen-Schwenningen GmbH
Zweckverband Gasfernversorgung Baar
Pforzheimer Str. 1

78048 Villingen-Schwenningen

Datum …………………
Kunden-Nr./Rechnungseinheit …………./…………..
Abrechnung vom …………………..
Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit widerspreche ich der oben genannten Abrechnung. Dem ZVB steht kein (wirksames) Recht zur Preiserhöhung zu. Bei den im ursprünglichen Sondervertrag und später im modifizierten Sondervertrag enthaltenen Preisanpassungsklauseln handelt es sich um allgemeine Geschäftsbedingungen, die gemäß § 307 BGB unwirksam sind (vgl. OLG Bremen, 5 U 42/06 vom 16.11.2007,BGH, IX ZR 8/99 vom 19.10.1999, NJW 2000, 651,BGH, X ZR 243/01 vom 19.11.2002, NJW 2003, 507, 508,BGH, KZR 10/03 vom 13.07.2004,BGH VIII ZR 38/05 vom 21.09.2005,BGH VIII ZR 25/06 vom 13.12.2006,BGH, III ZR 63/07 vom 11.10.2007).

Aus dem zuletzt genannten Urteil des BGH erlaube ich mir wie folgt zu zitieren:

"Dementsprechend sind Preisanpassungsklauseln nur zulässig, wenn die Befugnis des Verwenders zu Preisanhebungen von Kostenerhöhungen abhängig gemacht wird und die einzelnen Kostenelemente sowie deren Gewichtung bei der Kalkulation des Gesamtpreises offen gelegt werden (vgl. BGH Urteil vom 21.09.2005 aaO und Urteil vom 13.12.2006 aaO RN. 23 ff).

Diesen Anforderungen wird die hier fragliche Klausel nicht gerecht. Abgesehen von dem unbestimmten Merkmal der Zumutbarkeit für den Kunden sind in ihr keine Voraussetzungen für die Preisanpassungsbefugnis der Beklagten aufgeführt. Insbesondere ist es nach dem Wortlaut der AGB-Bestimmung möglich, dass die Beklagte die ihr insoweit eingeräumte Berechtigung dazu nutzt, nicht nur gestiegene Kosten an ihre Kunden "weiterzugeben", sondern auch ihren Gewinn zu erhöhen."

Die in meinem Sondervertrag enthaltene Preisanpassungsklausel erfüllt diese Anforderungen nicht. Im ursprünglichen Sondervertrag R 1 vom ………………………war in Abschnitt 2.3 eine Preisindexklausel enthalten, die es dem ZVB ermöglichte ("Der Arbeitspreis kann sich … ändern …") den Arbeitspreis entsprechend den Preisindices für schweres und leichtes Heizöl sowie für "Ruhrkohle, Nuß, freie Zeche" zu ändern. Diese Klausel ist unwirksam, weil 
· sie keinen Anspruch des Kunden auf Preissenkung vorsieht, wenn die Preisindices fallen, 

· weil sie seit 1977 nicht mehr anwendbar ist: Seither gibt es den Index für "Ruhrkohle, Nuß" nicht mehr. 

· eine Preisanpassungsklausel, die auf einen nicht existenten Preisindex verweist, bereits deshalb intransparent ist.

Da die Kündigung des Sondervertrages vom 24.09.2001 formunwirksam ist (keine Schriftform "gez. Köngeter") gilt der Sondervertrag in der ursprünglich vereinbarten Fassung.

Wenn durch das Schreiben des ZVB vom 08.11.2001 die in Abschnitt 1.4 der Preisbestimmungen enthaltene Preisanpassungsklausel ("Sonstige Preisänderungen teilt der ZVB dem Kunden durch öffentliche Bekanntmachung in der örtlichen Tagespresse … mit") Vertragsbestandteil geworden wäre, bestünde ebenfalls kein Preisanpassungsrecht, weil diese Klausel keinerlei Kriterien enthält, ob, wann, wie und wie hoch der vereinbarte Arbeitspreis erhöht werden darf und dass er wieder entsprechend gesenkt werden muss, also ein Anspruch des Kunden besteht, wenn einer der die Kosten erhöhenden Faktoren rückläufig ist, z. B. der Gasbezugspreis oder die sonstigen Kosten zurückgehen.

Da kein Preiserhöhungsrecht besteht, kommt es auf die "Billigkeit" des Gaspreises nicht an. Ist die Preisanpassungsklausel unwirksam, dann kann der Versorger nicht hilfsweise auf ein einseitiges (nicht vereinbartes) Preisbestimmungsrecht zurückgreifen (siehe OLG Bremen a.a.O.). Deshalb ist auch das jüngste Testat der WIKOM vom 18.12.2007 ohne jede Relevanz (und ohne Beweiswert für die Billigkeit).

Lediglich vorsorglich erhebe ich weiterhin gemäß § 315 BGB den Einwand der Unbilligkeit der vom ZVB vorgenommenen Preiserhöhungen. 

Der zwischen dem ZVB und dem Unterzeichner bestehende Gaslieferungsvertrag ist daher abzurechnen auf der Basis des letzten vom Unterzeichner anerkannten Preises. Dies waren ….… Cent/kWh netto (Preis vor meinen ersten Widerspruch Ende …….). Insoweit verweise ich auf meinen ersten Widerspruch mit Schreiben vom …………………... 

Dies zugrunde gelegt, ergibt sich für den Zeitraum ……………. bis ……………. ein Saldo zugunsten des ZVB in Höhe von ………,… € bzw. zugunsten von mir in Höhe von…………..€. Diesen Betrag werde ich Ihnen in den nächsten Tagen überweisen bzw. verrechne ich mit den kommenden Abschlagszahlungen für 2008.
Wie sich dieser Betrag errechnet, entnehmen Sie bitte der anliegenden Aufstellung. Die elf Abschlagszahlungen reduziere ich entsprechend meinem Abrechnungsergebnis für 2007 auf monatlich ….,... € (selbst ermittelter Betrag aus 2007 / 11 Monate) .

Mit freundlichen Grüßen 

(Unterschrift)
Anlage: 1 (Tabelle )

